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Gentech-Expertin MartinaHolbachvon Greenpeace.
(Foto: Archiv)

woxx: Greenpeace hat zu-
sammen mit anderen Orga-
nisationenschwere Mängel
im Gesetzesvorschlag zur
Umsetzung der EU-Freiset-
zungsdirektive festgestellt.
Wassinddasfür Mängel?
Martina Holbach: Zu-

nächst möchte ich klarstel-
len, dass wir dieses Gesetz
nicht verhindern wollten. Es
stellt zweifellos eine Verbes-
serung i m Vergleich zur be-
stehenden Gesetzeslage dar.
Sowohl Freisetzungsversuche
als auch die Erstzulassung
von GMO sind darin streng
geregelt. Für den Fall, dass
hierzulande genmanipulierte
Pflanzen angebaut werden
können, die in anderen EU-
Staaten zugelassen wurden,
sieht das Gesetz jedoch kei-
nerlei Schutzmechanismen
vor. Hier müsste unserer Mei-
nung nach ein entsprechen-
der Paragraph hinzugefügt
werden.
Das hätte die Abstim-

mung verzögert. Laut Ein-
schätzung der Grünen eilt
es jedoch mit der Umset-
zungder Direktive.
Diese Einschätzung teile

ich keineswegs. Ich halte es
für unwahrscheinlich, dass
Firmen in Luxemburg einen
Antrag auf Erstzulassung stel-
len. Das haben siein den ver-
gangenen Jahren auch nicht
getan. Bei der EU-Kommis-
sion liegen derzeit 75 Zulas-
sungs-Anträge, die allesamt

nicht in Luxemburg einge-
reicht wurden. Es ist deshalb
wahrscheinlicher, dass gen-
manipulierte Pflanzen aus an-
deren Ländern bei uns ange-
baut werden. Und hierfür

brauchen wir eine gesetzliche
Grundlage.

Die Grünen wollen die
Frage der Koexistenz von
Landwirtschaft mit und

ohne GMO in einem Extra-
Gesetzregeln.
Es würde in der Tat nahe

liegen, dass der Landwirt-
schaftsminister ein solches
Gesetz vorlegt. Ich sehe je-
doch nicht, wie das in abseh-
barer Zeit passieren soll,
sprichnochvor den Wahlen.
Aber auch im neuen Ge-

setzsindSicherheitsvorkeh-
rungen vorgesehen. Laut
Artikel 27kann der Gesund-
heitsminister ein GMO-Pro-
dukt, das in Luxemburg
oder in einem anderen EU-
Staat zugelassen wurde, im
Falle von begründeten Be-
denkenvorläufigverbieten.
Theoretisch könnte dieser

Artikel angewandt werden.
Der Haken ist jedoch, dass
ein solches Verbot für maxi-
mal drei Monate besteht. Ich
halte es für illusorisch, dass
die Luxemburger Regierung
dies auf EU-Ebene langfristig
durchsetzenkönnte.
Bei Annahme des Geset-

zesvorschlags könne eine
gentechnik-freie Landwirt-
schaft in Luxemburg nicht
mehr garantiert werden,
heißt es in Ihrer Deklarati-
on. Eineetwasirreführende
Darstellung, denn eine sol-
che Garantie liefert auch
das bestehende Gesetz von
1997 nicht.
Gerade weil das alte Gesetz

hier keinenSchutz bietet, hät-
ten wir uns gewünscht, dass
diese Lückejetzt geschlossen
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Gefährliche Gesetzeslücke
wird. In der EU wurden seit
1998 keine GMO mehr zuge-
lassen. Dieses Moratorium
wird jedoch möglicherweise
bereits i m kommenden Früh-
jahr aufgehoben. Wie sich die
Sti mmung dann verändern
wird, können wir i m Moment
nicht vorhersehen.
Die Chancen, ein Geset-

zesprojekt in dieser Phase
zu stoppen, sind gering.
Wieso kommt dieser Protest
erst sospät?
Wir haben versucht, bei

einzelnen Abgeordneten da-
rauf hinzuwirken, dass ein
entsprechender Paragraphi m
Gesetz verankert wird. Dasist
uns nicht gelungen. Jetzt sind
wir in der Tat spät dran. Mir
ist erst vor ein paar Wochen
klar geworden, was es genau
heißt, wenn dieses Gesetz in
dieser Form verabschiedet
wird.

In der Zukunft werden wir
versuchen, auf alle Abgeord-
neten zuzugehen und sie
über die Umstände aufzu-
klären. Denn als der Bericht
zum Gesetz in der Par-
lamentskommission abge-
sti mmt wurde, war den meis-
ten Mitgliedern der Kommis-
sion offensichtlich nicht be-
wusst, umwas es hier ging.
Was werdenSiejetzttun?
Uns wird nichts anderes

übrig bleiben, als den Land-
wirtschaftminister aufzufor-
dern, möglichst schnell ein
entsprechendes Gesetz zur
Regelung der Koexistenz zu
verabschieden. Dazu brau-
chen wir allerdings die Unter-
stützungder Abgeordneten.

woxx: Greenpeace und
Bauernverbände rufen zum
Protest gegen das Geset-
zesprojekt zur neuen Frei-
setzungsrichtlinie auf und
dazu, den befürwortenden
Abgeordneten Protestmails
zu schicken. Haben Sie vie-
le Mails bekommen?
Camille Gira: Ja, ich habe

ein paar E-mails erhalten. In
unserer Antwortmail erklären
wir denLeuten, dass wir zwar
in der Form, nicht jedoch
vomGrundsatz her eineande-
re Position vertreten als die
Verbände, die sich jetzt zu
Wort gemeldet haben.
Diese Organisationen wa-

ren dafür, die Abstimmung
des Gesetzes zu verschie-
ben. Die Grünen haben
gegen einen entsprechen-
den Antrag gestimmt, den
die LSAP am Dienstag in
der Chamber einreichte.
Nehmen Sie die Bedenken
der Verbände nicht ernst?
Das Gesetzesprojekt setzt

die veränderten EU-Regelun-
gen zur Erstzulassung von
GMO um. Hier muss man be-
tonen, dass dieses Gesetz we-
gen Änderungsanträgen der
Grünenjetzt weiter reicht, als
in allen anderen EU-Staaten.
Gerade die Auflagen einer

Kommodo-Inkommodo-Ge-
nehmigung und die, dass
GMO-Anwender eine Recht-
schutzversicherung abschlie-
ßen müssen, werden meiner
Meinung nach dazu führen,
dass in Luxemburg de facto

überhaupt keine GMO zuge-
lassen werden. Das ist doch
einenormer Fortschritt.

Wir sti mmen jedoch mit
den Verbänden darin überein,
dass wir eine weitere Gesetz-

gebung brauchen, welche die
Nutzungvonbereitsin der EU
zugelassenen GMOregelt.
Solche Sicherheitsvorkeh-

rungen hätten, so die Kri-
tik, in demvorliegenden Ge-
setzesprojekt verankert
werden müssen.
In demPunkt sti mmen wir

in der Tat nicht mit den Ver-
bänden überein. Mich wun-
dert sehr, dass diese Kritik
jetzt erst geäußert wird. Denn
in denletztenanderthalbJah-
ren wurdein der Gesetzesvor-
lage hierzu nichts verändert.
I m Übrigen hätte die EU-Di-
rektive bereits i m Dezember
2002 umgesetzt werden müs-
sen. Die Möglichkeit, Maß-
nahmen zur Regelung der Ko-
existenz zu ergreifen, besteht
erst ab September 2003. Das
ist doch der beste Beweis,
dass einesolche Regelunggar
nicht in das Freisetzungs-Ge-
setz hineingehört. Immerhin
fällt dieses Gesetz unter die
Kompetenz des Gesundheits-
ministers, für die Koexistenz-
frageist jedoch der Landwirt-
schaftsminister zuständig.
Deshalb fordern wir eine zu-
sätzliche Regelung, die dafür
sorgt, dass die biologische
und konventionelle Landwirt-
schaft vor GMO-Verunreini-
gungengeschützt wird.
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Ein enormer Fortschritt

Wir sollten uns darüber
freuen, dass wir jetzt für die
Erstzulassung und Freiset-
zung ein derart fortschrittli-
ches Gesetz haben und es
wird höchste Zeit, dass es
umgesetzt wird. Jede Verzöge-
rung stellt ein Risiko für die
Verbaucher und Verbrauche-
rinnendar.
Wieso?
Biotechunternehmen fin-

den in Luxemburg aufgrund
der geltenden Gesetzeslage
durchaus günstige Bedingun-
gen vor. Sie könnten die be-
stehenden Lücken ausnutzen,
um auf einfachem Wege,
GMO-Zulassungen zu bekom-
men.
Normalerweise kennt

man eher das Bild, dass
Grüne und Greenpeace zu-
sammen gegen GMO kämp-
fen. Warumfand hier kein
Dialogstatt?
Ich kann dazu eigentlich

nur sagen, dass wir die Ver-
bände stets auf dem Laufen-

den gehalten haben. Mich är-
gert, dass es plötzlich zu ei-
ner ablehnenden Haltung
kam und die großen Fort-
schritte jetzt nicht anerkannt
werden. Man kann nicht wäh-
rend eines Fußballspiels die
Regeln ändern - das hat
Greenpeacejedoch getan. Ich
habe den Eindruck, dass die-
se Strategie in erster Linie
zur allgemeinen Verwirrung
beigetragen hat. Und ich be-
dauere, dass sich die Bauern-
verbände und Greenpeaceih-
re Kräfte nicht aufsparen, um
zusammen mit uns darauf
hinzuwirken, neben einem
fortschrittlichen Freiset-
zungsgesetz zusätzlich pro-
gressive Koexistenzregelun-
gendurchzusetzen.
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Ungewöhnliche Fronten taten sich diese Woche
i n Luxemburg auf, als es um die Absti mmung
des Gesetzesvorschlags zur Umsetzung der EU-
Freisetzungsdirektive von genetisch modifizier-
ten Organismen (GMO) gi ng: Auf der ei nen Seite
ei ne außergewöhnliche Allianz von biologischen
und konventi onellen Bauernverbänden sowie der
Umweltschutzorganisation Greenpeace. Auf der
anderen Seite Déi Gréng.
Das neue Gesetz sei "i nakzeptabel", mei nen die
protestierenden Verbände i n i hrer Deklarati on
und sehen dari n ei nen " Widerspruch zur offiziel-
len Politik der l uxemburgischen Regierung". Die
Grünen, bekanntlich ei n Teil der parlamentari-
schen Oppositi on, begrüßen das Gesetz aus-
drücklich und bezeichnen es als "wesentlichen
Durchbruch". Was ist passiert i m sonst verei n-
ten Lager der Gentech-KritikerI nnen? Wir frag-
ten Marti na Holbach (Greenpeace) und Camille
Gira(Déi Gréng).

Camille Gira, Abgeordnetervon Déi Gréng. (Foto: Archiv)


